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Stellungnahme des Kinderschutzbund (DKSB) Landesverbandes NRW e.V. 

zur schriftlichen Anhörung des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend 

 

Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 18/14538 

NRW muss funktionieren: Tabus und blinde Flecken beim Kinderschutz- 
Nordrhein-Westfalen braucht ein Lagebild „(Sexualisierte) Gewalt und Prävention“ 

Der Kinderschutzbund Landesverband NRW e.V. bedankt sich für die Möglichkeit der 
Stellungnahme und begrüßt grundsätzlich das Anliegen, eine verbesserte Informationsbasis für 
die Weiterentwicklung des Kinderschutzes zu gewinnen.  

Ein umfassendes Lagebild beinhaltet nicht nur Täter*innenprofile, sondern auch das 
Sichtbarmachen von institutionellen Risiken und Schutzlücken. 

Insbesondere im Bildungssystem Schule - dort, wo alle Kinder und Jugendlichen sich aufhalten, 
an einem ihrer zentralen Lebensorte - werden Schutzlücken deutlich. Viele Schulen, auch über die 

Primarschulen hinaus, haben sich entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag nach § 42 (6) 
Schulgesetz auf den Weg gemacht, Schutzkonzepte zu entwickeln. Ein umfassendes Monitoring 
zum Stand der Prävention sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche an Schulen in 
Deutschland der Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs und 
des Deutschen Jugendinstituts gibt ausführliche Einblicke über den Stand der 
Schutzkonzeptentwicklung an Schulen. Deutlich wird: Ja, Schulen entwickeln Schutzkonzepte. 
Deutlich wird auch:  

- Der Schutz vor sexuellen Übergriffen, die von Mitschüler*innen ausgehen, oder sexualisierter 
Gewalt durch Schulpersonal kommen in den Schutzkonzepten kaum vor. 

- Die Schüler*innen werden nicht angemessen an der Schutzkonzeptentwicklung beteiligt. 
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- Nach wie vor fehlen Schulungsmaterial, Fortbildungsangebote und Leitfäden für die 
Auseinandersetzung mit dem Thema in den Teams der Schulen. 

(vgl. FACTSHEET zum Monitoring zum Stand der Prävention sexualisierter Gewalt gegen Kinder 
und Jugendliche an Schulen in Deutschland. Welle III (2023). Abschlussbericht) 

Die Erstellung eines Schutzkonzeptes durch die Schulleitung fürs Regal reicht nicht aus, um 
wirksam Kinder zu schützen. „Bei Schutzkonzepten geht es in erster Linie nicht darum, eines zu 
haben – es geht darum, die Inhalte im pädagogischen Alltag zu leben.“ (Wegenke, Markus (2024): 
Kein gedrucktes Stück Papier hat je ein Kind geschützt. Schutzkonzepte – ein Plädoyer für mehr 
Haltung und weniger Text.) Grundlegend dafür ist ein intensiver Austausch im Team, die 
Perspektive der Schüler*innen und deren Einbezug als Expert*innen in eigener Sache sowie die 
Einbindung der Eltern – das Schärfen des Bewusstseins in der gesamten Schule. Dafür braucht 
es personelle und finanzielle Ressourcen, die vom Land zur Verfügung gestellt werden müssen.  

Aus der Praxis ist dem Landesverband bekannt, dass viele Lehrkräfte kein Wissen darüber 
verfügen, wie sie mit einer möglichen Kindeswohlgefährdung umgehen sollen, uns erreichen 
Berichte, dass Lehrer*innen durch ihren Aktionismus und fehlende Handlungssicherheit Kinder 

zusätzlich gefährden. Sie kennen ihren Schutzauftrag zum Teil nach §4 KKG nicht. Sie kennen 
auch nicht ihren Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. Der Schutz 
der Kinder und Jugendlichen bleibt davon abhängig, wie offensiv die jeweiligen insoweit 
erfahrenen Fachkräfte im Kinderschutz oder Netzwerkkoordinator*innen der Netzwerke 
Kinderschutz Öffentlichkeitsarbeit in der jeweiligen Region betrieben haben – oder ob die 
jeweilige Lehrkraft sich auf eigenes Interesse hin um Informationen bemüht hat. Es braucht 
flächendeckende Weiterbildungen zum Schutzauftrag bei möglicher Kindeswohlgefährdung für 
alle Lehrkräfte an allen Schulen oder die Einführung dieser Inhalte in den entsprechenden 
Ausbildungs- bzw. Studiengängen. 

Besonders betont werden muss an dieser Stelle neben der Kenntnis über Interventionspflichten 
und -möglichkeiten auch der hohe Stellenwert der Prävention im Kinderschutz, insbesondere im 
digitalen Raum. Eine Dunkelfeldstudie zum Ausmaß sexualisierter Gewalt des Zentralinstituts 
für Seelische Gesundheit (ZI) in Mannheim zeigt: Digitale Kanäle (z. B. Social Media, Messenger-
Dienste, Chats) spielten bei 31,7 Prozent der Fälle eine große Rolle. Diese umfassten unter 
anderem die unerwünschte Übermittlung pornografischen Materials, die Aufforderung zu 
sexuellen Handlungen oder Nötigung zur Weitergabe sexueller Bilder und Videos. Von den 
Betroffenen, die sexualisierte Gewalt offline erfahren haben, erlebten 61,9 Prozent ebenfalls 
sexualisierte Gewalt in sozialen Medien. Es braucht Aufklärung über Risiken in sozialen Medien 
und klare Regeln zum Schutz von Kindern im Netz.  

Bei der Entwicklung eines Bewusstseins und der Sensibilisierung für mögliche Gefährdungslagen 
für Schüler*innen ist eine Zusammenarbeit der Schule mit beteiligten Jugendhilfeeinrichtungen 

unumgänglich. So ist bspw. die OGS laut § 11 Absatz 5 des Landeskinderschutzgesetzes NRW 
dazu angehalten, ihr Schutzkonzept mit dem der Primarschulen zu verzahnen, eine 
entsprechende Kooperationspflicht seitens der Schulen hin zu OGSen allerdings bleibt aus und 
ist dringend nachzujustieren. 

Dass „die Träger von außerunterrichtlichen Angeboten der Offenen Ganztagsschulen im 
Primarbereich […] auf die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines 

Kinderschutzkonzeptes in den Angeboten hin[wirken]“ (§11, Abs. 5 LKSG NRW) ist ein guter 
Anfang, insbesondere vor dem Hintergrund des anstehenden Rechtsanspruchs jedes 
Grundschulkindes auf Ganztagsbetreuung. Dies reicht jedoch nicht aus, um Kinder nachhaltig 
zu schützen. Es braucht verbindliche, kindgerechte Standards und Qualitätskriterien in Form von 
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Mindeststandards der personellen, räumlichen und sächlichen Ausstattung. Darüber hinaus gilt 

für die OGS keine Betriebserlaubnispflicht im Sinne des §45 SGB VIII. Hier fordern wir klare 
Regelungen für eine Meldepflicht von OGSen bei „Ereignisse[n] oder Entwicklungen, die geeignet 
sind, das Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeinträchtigen“, wie sie für 

betriebserlaubnispflichtige Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe nach §47 SGB VIII gilt. 

Sowohl die Träger der OGSen als auch alle Schulen sollten dazu verpflichtet werden, an den 

Netzwerken Kinderschutz, die das Landeskinderschutzgesetz in §9 regelt, teilzunehmen. Bisher 

sind nur die Jugendämter dazu angehalten, die in §9 Abs. 4 genannten Akteure in die Netzwerke 
Kinderschutz einzubeziehen. Wir fordern eine Verpflichtung aller dort genannten Akteure, über 
die Schulen und OGSen hinaus, am Netzwerk teilzunehmen. Es braucht eine verbindliche 
Regelung über die aktive Teilnahme unabhängig vom Interesse einzelner. 

Auch der Fachkräftemangel in der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere in Jugendämtern und 
stationären Jugendhilfeeinrichtungen, stellt ein hohes institutionelles Risiko für eine dem 
Kindeswohl entsprechende Versorgung von Leistungen dar. In der aktuellen Zeitschrift für 
Jugendhilfe und Familie „Das Jugendamt“ wird deutlich, wie sich der Fachkräftemangel auf die 
Qualität der Arbeit vor Ort auswirkt: „So führen unbesetzte Stellen aufgrund des 
Fachkräftemangels nicht nur zu Mehrarbeit aufseiten der verbleibenden Fachkräfte und zu 
verringerten Öffnungszeiten von Einrichtungen und Diensten. Daneben steigt auch die 
psychische Belastung von Fachkräften mit dem Risiko einer Abwärtsspirale aus Belastung, 
Fluktuation, mehr Belastung, mehr Fluktuation usw.“ (Mairhofer, Andreas; Peucker, Christian: 
Pluto, Liane und van Santen, Eric (2025): Fachkräftemangel in der Kinder- und Jugendhilfe und 
Handlungsmöglichkeiten der Jugendämter – Teil1.) Wie sich diese Abwärtsspirale der 
psychischen Belastung der Fachkräfte auf die anfragenden und hilfesuchenden Kinder, 
Jugendlichen, Familien und Eltern auswirken, können wir uns ausmalen. Es braucht die 
Förderung und Beauftragung von Forschungsvorhaben und Studien dazu, welche Auswirkungen 
der Fachkräftemangel auf den Kinder- und Jugendschutz hat, welche strukturellen Gründe es 
abseits des demografischen Wandels für den Fachkräftemangel im Bereich des ASD und der 
stationären Jugendhilfe gibt und insbesondere dazu, welche Konsequenzen und Möglichkeiten 
wir daraus ziehen, um die Lage zu verbessern, ohne Fachkräfte herzaubern zu können. 

Zum Schluss möchten wir betonen, dass es nicht nur darum gehen kann, Zahlen zu generieren 
und Lagebilder zu erstellen, denn jedes Kind, dessen Wohl gefährdet ist und das von unserem 
System nicht geschützt wird, ist ein Kind zu viel. Es braucht Gelder für die Schließung schon 
bestehender Schutzlücken, es braucht genug zeitliche und personelle Ressourcen, um sich mit 
Haltung im Kinderschutz, mit der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu beschäftigen 
und dabei nicht das Wesentliche aus dem Blick zu verlieren: nämlich die Kinder und Jugendlichen 
stets im Fokus haben, ganz im Sinne des Artikels 3 der UN-Kinderrechtskonvention: „Bei allen 
Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleich viel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen 
werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorranging zu berücksichtigen ist.“ 

 

 


